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Ein Transport von Italien 
nach Russland endete ab
rupt, als der Lkw samt 

 Ladung am Tag des Kriegsaus
bruchs in der Ukraine be
schlagnahmt wurde. Nun soll 
der Frachtführer für den ent
standenen Schaden von ca. 
42.000,– Euro aufkommen. 
Doch muss er das wirklich? War 
dies ein unabwendbares, unvor
hergesehenes Ereignis? Oder 
hätte der Frachtführer die Trans
portroute vorab doch anders 
planen müssen? Handelt es sich 
hierbei um ein Versäumnis in 
der Planung oder einfach um 
eine Folge unglücklicher Um
stände? 

I. SACHVERHALT

Ein tschechischer Frachtfüh
rer wurde beauftragt, Ware von 
Italien nach Russland zu beför
dern. Die Route führte von Ita
lien über Slowenien nach Un
garn, wo der Lkw in den frühen 
Morgenstunden des 24. Februar 
2022 die ukrainische Grenze  
erreichte. Nach Abschluss des 
u n g a r i s c h e n  Z ol lver fah
rens passierte der Lkw den uk
rainischen Zoll und setzte dann 
am Vormittag seine Fahrt durch 
die Ukraine fort. Am selben 

Tag erfolgte die russische Inva
sion der Ukraine, was auch zur 
Beschlagnahme internat i
onaler Transporte durch die 
ukrainischen Be
hörden führte, 
einschließlich des 
Lkw des tsche
chischen Fracht
führers.

Die Kläge
rin warf dem be
klagten Fracht
führer eine grob 
fahrlässige Rou
tenplanung vor 
und erklärte, dass 
der Frachtfüh
rer eine Route 
über Weißruss
land hätte wäh
len müssen. Das 
Risiko eines mili
tärischen Konflikts zwischen der 
Ukraine und Russland und da
mit einhergehend auch das Ri
siko einer Beschlagnahme der 
Ware durch die beteiligten Län
der (Ukraine und Russland) sei 
dem beklagten Frachtführer bes
tens bekannt gewesen. 

Der beklagte Frachtführer 
hingegen bestritt die Forderung 
und brachte vor, dass der tat
sächliche Kriegsausbruch auch 
für die Weltöffentlichkeit völlig 

überraschend kam. Gemäß Art 
17 Abs 2 CMR handle es sich bei 
der Beschlagnahme bei Kriegs
ausbruch um ein unabwendba

res Ereignis. Die 
russische Inva
sion erfolgte zu
dem auch über 
Weißrussland. 
Im Übrigen hatte 
sich die Kläge
rin zuvor auch 
nie gegen die 
Routenführung 
durch die Ukra
ine ausgespro
chen, sondern 
die schnellere 
und günstigere 
Route durch die 
Ukraine stets in 
Kauf genommen.

II. ZUM URTEIL DES LG 
INNSBRUCK 23. 3. 2024,  
66 CG 35/23 H

Das Landesgericht Innsbruck 
gab dem beklagten Frachtführer 
in erster Instanz Recht, wies das 
Klagebegehren ab und begrün
dete dies u. a. wie folgt:

„Tatsächlich war der Angriff 
Russlands auf die Ukraine am 
24. 2. 2022 so nicht zu erwarten. 
an die allgemein bekannten, fas-
sungslosen Reaktionen der Welt-
öffentlichkeit darf erinnert wer-
den. Es gab vor dem 24. 2. 2022 
insbesondere auch keinerlei An-
zeichen dahingehend, dass es zu 
Beschlagnahmen von interna-
tionalen Transporten kom-
men würde. Dass sich dies 
am 24. 2. 2022 plötzlich 
drastisch änderte, konnte 
der Geschäf ts führer 
der Beklagten [Frachtfüh-
rerin] trotz Anwendung 
äußerster, nach den Um-
ständen des Falls mög-
licher und vernünf ti-
gerweise zumutbarer 
Sorgfalt nicht vermei-
den und die Folgen nicht 
abwenden. […] Die 
Route über die Ukraine 
ist ca. 280 bis 300 km kür-
zer und somit auch schnel-
ler und mit weniger Sprit-
verbrauch verbunden als jene 
über Weißrussland. Außerdem 
ist die Benützung der Straßen in 
der Ukraine kostenlos. Dadurch 
konnten die Transporte über 
die Ukraine günstiger angebo-
ten und abgewickelt werden 
als über Weißrussland. Anfang 
2022 haben sich die Preise von 
Transporten nach Russland na-

hezu verdoppelt, zumal die War-
tezeiten an den Grenzen und da-
durch die Transportdauer und 
die Dauer der  Inanspruchnahme 
von Fahrer und Fahrzeugen im-
mer länger wurden. […] Die 
klagende Partei bestand auf den 
Transport und erteilte den Auf-
trag ohne jegliche Einschränkung 
und in Kenntnis dessen, dass 
der Großteil der Transporte, die 
über die Beklagte [Frachtführe-
rin] abgewickelt wurden, durch 
die Ukraine fuhren. Warum die 
Beklagte [Frachtführerin] von 
sich aus – sie hatte der klagen-
den Partei gegenüber ja keinen 
Wissensvorsprung – eine län-
gere und noch kostenintensivere 
Route hätte wählen sollen, kann 
nicht nachvollzogen werden. 

Das Gericht geht daher davon 
aus, dass der Beklagten [Fracht-
führerin] der Entlastungsbeweis 
gemäß Art 18 Z 1 CMR gelun-
gen ist und die beklagte Partei als 
Frachtführerin aufgrund des Vor-
liegens eines Haftungsausschlus-
ses des Art 17 Z 2 CMR von der 
Haftung befreit ist. 

Das Klagebegehren war da-
her abzuweisen.“

III. ANMERKUNGEN

Im vorliegenden Fall hat das  
Gericht die Beschlagnahme 
des Lkw samt Ladung am Tag 
des Kriegsausbruchs als un
abwendbares Ereignis bewer
tet. Es ist allerdings fraglich, ob 
diese Rechtsprechung auf zu
künftige ähnliche Schadensfälle 
bei Transporten durch die Uk
raine anwendbar ist. Dies liegt 
daran, dass seit dem Kriegsaus
bruch vor mehr als zwei Jah
ren anzunehmen ist, dass die 
mit Transporten verbundenen 
Risiken sowohl den Spediteu
ren/Frachtführern als auch den 
Absendern mittlerweile bes
tens bekannt sind und weder als 
überraschend noch als unab
wendbar argumentiert werden 
können. 

Überdies ist darauf hinzu
weisen, dass Transport und 
Verkehrshaftungsversicherun
gen („CMRVersicherungen“) 
Schäden aus kriegerischen Er
eignissen regelmäßig nicht de
cken und sohin bei Transporten 
durch die Ukraine Versiche
rungslücken bestehen können.

Beschlagnahme eines Lkw bei 
Kriegsausbruch in der Ukraine –  
wer haftet für den Schaden?
GERICHTSREPORT: Muss der Frachtführer zahlen, wenn die Ware ihr Ziel nicht erreichen kann? Wolfgang Motter 
und Vincent Bretschneider kommentieren den Ausgang eines aktuellen Verfahrens vor dem LG Innsbruck.
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War es ein  
unvorhersehbares  

Ereignis?  
Hätte der  

Frachtführer die 
Transportroute 
vorab anders  

planen müssen?  
Ist es die Folge 
unglücklicher 
Umstände?

Rechtsanwalt Wolfgang Motter (li.) und Vincent Bretschneider (Head of Legal 
bei der Bundesagentur Austria Tech) sind Experten auf dem Gebiet des Ver-
kehrs-, Transport-, Speditions- und Logistikrechts.


